
spielsweise Interventionen zu rechtfertigen 
versucht und somit dargetan haben, daß ein 
entsprechendes Prinzip als Bestandteil des 
Gewohnheitsrechts existiert. 
In dieser Argumentation liegt die völkerrecht­
liche Bedeutung der Gerichtsentscheidung. 
Denn die hier vorgenommene Verklamme­
rung des Abstimmungsverhaltens in den Ver­
einten Nationen mit der Entstehung von Ge­
wohnheitsrecht ist bislang von dem IGH in 
dieser dezidierten Form nicht vertreten wor­
den. Es werden damit Strömungen in der 
Völkerrechtswissenschaft aufgegriffen, wo­
nach die Qualifizierung des Abstimmungs­
verhaltens zu UN-Resolutionen als unver­
bindliche politische Willensäußerung dem 
Sachverhalt nicht mehr gerecht wird. 
IV. Die Würdigung des Faktenmaterials auf 

der so entwickelten Rechtsgrundlage warf 
keine vergleichbaren Probleme auf. Als Aus­
gangspunkt nahm der IGH die Resolution 
2625(XXV) und stellte auf dieser Basis die 
Rechtsverletzungen der USA fest. Er hatte 
sich allerdings mit dem Einwand auseinan­
derzusetzen, die Aktionen der USA seien un­
ter dem Gesichtspunkt der kollektiven 
Selbstverteidigung zugunsten von El Salva­
dor gerechtfertigt (Ziff.229 ff.). Dies lehnt der 
IGH mit einer Reihe von Gründen ab: Die 
Waffenlieferung Nicaraguas an die Opposi­
tion in El Salvador sei kein bewaffneter An­
griff (Ziff.230) und El Salvador habe selbst 
nicht vorgetragen, angegriffen worden zu 
sein. Im übrigen wird zusätzlich darauf hinge­
wiesen, daß, selbst wenn ein Selbstverteidi­
gungsfall vorgelegen habe, die Aktionen der 

USA den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
verletzt hätten. 
V. Richter Schwebel greift in seiner abwei­
chenden Meinung das Urteil sowohl von der 
tatsächlichen als auch der rechtlichen Seite 
an. Ein zentraler Punkt ist die Aussage, daß 
nicht der IGH, sondern allein der Sicherheits­
rat dazu berufen und in der Lage sei, einen 
bewaffneten Konflikt zu beenden. Des weite­
ren argumentiert Schwebel, die Aktionen der 
USA stellten einen rechtmäßigen Akt der 
Selbstverteidigung dar. Schließlich wird dem 
IGH Parteilichkeit vorgeworfen; so seien die 
Waffenlieferungen Nicaraguas an die Opposi­
tion in El Salvador nicht als völkerrechtswid­
rig, jedoch die amerikanische Unterstützung 
der Contras als Völkerrechtsverstoß gewer­
tet worden. Rüdiger Wolfrum • 
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Afghanistan 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Die Lage in Afghanistan und ihre 
Auswirkungen auf den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit. — Resolu­
tion 40/12 vom 13. November 1985 

Die Generalversammlung, 
— nach Behandlung des Punkts >Die Lage 

in Afghanistan und ihre Auswirkungen 
auf den Weltfrieden und die internatio­
nale Sicherheit, 

— unter Hinweis auf ihre Resolutionen ES-
6/2 vom 14. Januar 1980, 35/37 vom 20. No­
vember 1980, 36/34 vom 18. November 
1981, 37/37 vom 29. November 1982, 38/29 
vom 23. November 1983 und 39/13 vom 
15. November 1984, 

— in Bekräftigung der Ziele und Grund­
sätze der Charta der Vereinten Nationen 
und der Verpflichtung aller Staaten, in 
ihren internationalen Beziehungen jede 
gegen die Souveränität, territoriale Inte­
grität und politische Unabhängigkeit ei­
nes Staates gerichtete Androhung oder 
Anwendung von Gewalt zu unterlassen, 

— ferner in Bekräftigung des unveräußerli­
chen Rechts aller Völker, ihre Regie­
rungsform selbst zu bestimmen und ihr 
wirtschaftliches, politisches und gesell­
schaftliches System ohne jede Interven­
tion, Subversion, Nötigung oder Be­
schränkung von außen selbst zu wählen, 

— zutiefst besorgt über die anhaltende be­
waffnete ausländische Intervention in 
Afghanistan, die gegen die genannten 
Grundsätze verstößt, und über deren 
schwerwiegende Folgen für den Weltfrie­
den und die internationale Sicherheit, 

— angesichts der wachsenden Besorgnis 
der internationalen Gemeinschaft über 
das Fortdauern und die Schwere der Lei­
den des afghanischen Volkes sowie über 
das Ausmaß der sozialen und wirtschaft­
lichen Probleme, die Pakistan und Iran 
durch die Anwesenheit von Millionen 
afghanischer Flüchtlinge auf ihrem Bo­
den und durch das ständige Ansteigen 
der Zahl dieser Flüchtlinge erwachsen, 

— sich voll dessen bewußt, daß dringend 
eine politische Lösung der besorgniser­
regenden Lage hinsichtlich Afghani­
stans gefunden werden muß, 

— Kenntnis nehmend vom Bericht des Ge­
neralsekretärs und vom Stand des von 

ihm eingeleiteten diplomatischen Pro­
zesses, 

— in Anerkennung der Bedeutung, die den 
Initiativen der Organisation der Islami­
schen Konferenz und den Bemühungen 
der Bewegung der blockfreien Länder 
um eine politische Lösung der Lage hin­
sichtlich Afghanistans zukommt, 

1. erklärt erneut, daß die Bewahrung der 
Souveränität, territorialen Integrität, po­
litischen Unabhängigkeit und Blockfrei­
heit Afghanistans Grundvoraussetzung 
für eine friedliche Lösung des Problems 
ist; 

2. bekräftigt das Recht des afghanischen 
Volkes, seine Regierungsform selbst zu 
bestimmen und sein wirtschaftliches, po­
litisches und gesellschaftliches System 
ohne jede fremde Intervention, Subver­
sion, Nötigung oder Beschränkung selbst 
zu wählen; 

3. fordert den unverzüglichen Abzug der 
fremden Truppen aus Afghanistan; 

4. fordert alle Beteiligten auf, darauf hinzu­
arbeiten, daß schnellstens eine politische 
Lösung in Übereinstimmung mit dieser 
Resolution herbeigeführt und die erfor­
derlichen Voraussetzungen dafür ge­
schaffen werden, daß die afghanischen 
Flüchtlinge in Sicherheit und in Ehren 
freiwillig in ihre Heimat zurückkehren 
können; 

5. appelliert erneut an alle Staaten sowie 
nationalen und internationalen Organi­
sationen, weiterhin humanitäre Hilfe zu 
gewähren, um in Abstimmung mit dem 
Hohen Kommissar der Vereinten Natio­
nen für Flüchtlinge die Leiden der afgha­
nischen Flüchtlinge zu lindern; 

6. bringt dem Generalsekretär ihren Dank 
und ihre Unterstützung für seine Bemü­
hungen und die konstruktiven Schritte 
zum Ausdruck, die er bei der Suche nach 
einer Lösung des Problems unternom­
men hat, insbesondere für den von ihm 
eingeleiteten diplomatischen Prozeß; 

7. ersucht den Generalsekretär, diese Be­
mühungen mit dem Ziel fortzusetzen, 
auf eine politische Lösung im Einklang 
mit dieser Resolution hinzuarbeiten und 
zu untersuchen, wie auf der Grundlage 
gegenseitiger Garantien und strikter 
Nichteinmischung in die inneren Angele­
genheiten des anderen und unter unein­
geschränkter Einhaltung der Grund­
sätze der Charta der Vereinten Nationen 

geeignete Garantien für die Nichtanwen­
dung bzw. Nichtandrohung von Gewalt 
gegen die politische Unabhängigkeit, 
Souveränität, territoriale Integrität und 
Sicherheit aller Nachbarstaaten gefun­
den werden können; 

8. ersucht den Generalsekretär, die Mit­
gliedstaaten und den Sicherheitsrat 
gleichzeitig über den Stand der Durch­
führung dieser Resolution auf dem lau­
fenden zu halten und den Mitgliedstaa­
ten bei frühester Gelegenheit über die 
Lage zu berichten; 

9. beschließt die Aufnahme des Punktes 
>Die Lage in Afghanistan und ihre Aus­
wirkungen auf den Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit in die vorläu­
fige Tagesordnung ihrer einundvierzig­
sten Tagung. 

Abstimmungsergebnis: +122; —19: Äthio­
pien, Afghanistan, Angola, Bjelorußland, 
Bulgarien, Deutsche Demokratische Re­
publik, Jemen (Demokratischer), Kuba, 
Laos, Libyen, Madagaskar, Mongolei, Po­
len, Sowjetunion, Syrien, Tschechoslowa­
kei, Ukraine, Ungarn, Vietnam; = 12. 

Zypern 

SICHERHEITSRAT — Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 20. Septem­
ber 1985 (UN-Doc.S/17486) 
Auf der 2607. Sitzung des Sicherheitsrats 
vom 20. September 1985 gab der Präsident 
des Sicherheitsrats im Namen der Rats­
mitglieder folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat ist seit dem Jahre 1964 
mit der Zypernfrage befaßt. Die Ratsmit­
glieder wurden über die Bemühungen auf 
dem laufenden gehalten, die der Generalse­
kretär seit August 1984 im Rahmen der ihm 
vom Rat übertragenen Mission der Guten 
Dienste unternommen hat. 
Die Ratsmitglieder hörten am 20. September 
1985 einen mündlichen Bericht des General­
sekretärs, in dessen Verlauf dieser die Auf­
fassung vertrat, daß die Standpunkte beider 
Seiten sich aufgrund seiner Initiative stär­
ker angenähert hätten als je zuvor, und er 
die Überzeugung äußerte, daß das bisher Er­
reichte zu einer baldigen Einigung über den 
Rahmen für eine gerechte und dauerhafte 
Beilegung der Zypernfrage im Sinne der 
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Grundsätze der Charta führen müßte. Dar­
auf hinweisend, daß sie die Souveränität, 
Unabhängigkeit, territoriale Integrität, Ein­
heit und Blockfreiheit der Republik Zypern 
unterstützen, erklärten die Ratsmitglieder 
ihre nachdrückliche Unterstützung für die 
vom Generalsekretär im Rahmen des Rats­
mandats unternommene Mission. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats riefen 
daher alle Parteien auf, sich gemeinsam mit 
dem Generalsekretär in besonderem Maße 
um eine baldige Einigung zu bemühen.« 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weitere 
Stationierung der Friedenstruppe auf 
Zypern. — Resolution 578(1985) vom 
12. Dezember 1985 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalse­

kretärs vom 30. November 1985 (S/17657 
mit Add. 2) und 9. Dezember 1985 
(S/17657/Add.l) über die Operationen 
der Vereinten Nationen auf Zypern, 

— ferner angesichts der Empfehlung des 
Generalsekretärs, der Sicherheitsrat 
möge die Stationierung der Friedenssi­
cherungstruppe der Vereinten Nationen 
auf Zypern um weitere sechs Monate 
verlängern, 

— weiterhin angesichts der Zustimmung 
der Regierung Zyperns zu der Auffas­
sung, daß es angesichts der Verhältnisse 
auf der Insel notwendig ist, die Truppe 
auch über den 15. Dezember 1985 hinaus 
auf Zypern zu belassen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 
und anderer diesbezüglicher Resolutio­
nen, 

1. verlängert die Stationierung der gemäß 
Resolution 186(1964) aufgestellten Frie­
denssicherungstruppe der Vereinten Na­
tionen auf Zypern erneut um einen wei­
teren, mit dem lö.Juni 1986 endenden 
Zeitraum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen 
Auftrag der Guten Dienste fortzuführen, 
den Sicherheitsrat über die erzielten 
Fortschritte auf dem laufenden zu halten 
und bis 31.Mai 1986 einen Bericht über 
die Durchführung dieser Resolution vor­
zulegen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grund­
lage des gegenwärtigen Mandats zu un­
terstützen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weitere 
Stationierung der Friedenstruppe auf 
Zypern. — Resolution 585(1986) vom 
13. Juni 1986 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalse­

kretärs vom 31.Mai 1986 (S/18102 mit 
Add.2) und l l . Jun i 1986 (S/18102/Add.l) 
über die Operationen der Vereinten Na­
tionen auf Zypern, 

— ferner angesichts der Empfehlung des 
Generalsekretärs, der Sicherheitsrat 
möge die Stationierung der Friedenssi­
cherungstruppe der Vereinten Nationen 
auf Zypern um weitere sechs Monate 
verlängern, 

— weiterhin angesichts der Zustimmung 
der Regierung Zyperns zu der Auffas­
sung, daß es in Anbetracht der Verhält­
nisse auf der Insel notwendig ist, die 
Truppe auch über den lö.Juni 1986 hin­
aus auf Zypern zu belassen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 
und der anderen einschlägigen Resolu­
tionen, 

1. verlängert die Stationierung der gemäß 
Resolution 186(1964) aufgestellten Frie­
denssicherungstruppe der Vereinten Na­
tionen auf Zypern erneut um einen wei­
teren, mit dem 15. Dezember 1986 enden­
den Zeitraum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen 
Auftrag der Guten Dienste fortzuführen, 
den Sicherheitsrat über die erzielten 
Fortschritte auf dem laufenden zu halten 
und bis 30. November 1986 einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolu­
tion vorzulegen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grund­
lage des gegenwärtigen Mandats zu un­
terstützen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige An­
nahme. 

Nahost 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die 
Lage in den von Israel besetzten arabi­
schen Gebieten. — Resolutionsantrag 
S/17459 vom 12.September 1985 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

468(1980), 469(1980) und 484(1980), 
— Kenntnis nehmend von der Resolu­

tion 35/122 der Generalversammlung 
vom 11. Dezember 1980, 

— nach Anhörung der Erklärung des Stän­
digen Vertreters Katars und anderer vor 
dem Rat abgegebener Erklärungen, 

— betonend, daß dringend ein umfassen­
der, gerechter und dauerhafter Frieden 
im Nahen Osten hergestellt werden 
muß, 

— abermals erklärend, daß das Genfer Ab­
kommen vom 12.August 1949 zum 
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei­
ten auf die von Israel seit 1967 besetzten 
Gebiete einschließlich Jerusalems an­
wendbar ist, 

1. beklagt die Unterdrückungsmaßnahmen, 
die Israel seit dem 4.August 1985 gegen 
die palästinensische Zivilbevölkerung in 
den israelisch besetzten Gebieten, insbe­
sondere auf dem Westufer und in Gaza, 
ergriffen hat, und äußert seine ernste 
Besorgnis darüber, daß ein Beharren der 
israelischen Behörden auf derlei Maß­
nahmen zu einer weiteren Verschlechte­
rung der Lage in den besetzten Gebieten 
führen würde; 

2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, 
alle Unterdrückungsmaßnahmen, darun­
ter Sperrstunden, Verwaltungshaft und 
Zwangsdeportationen, unverzüglich ein­
zustellen, alle Inhaftierten sofort freizu­
lassen und weitere Deportationen zu un­
terlassen; 

3. fordert Israel ferner auf, die Bestimmun­
gen des Genfer Abkommens vom ^ . A u ­
gust 1949 zum Schutze von Zivilpersonen 
in Kriegszeiten peinlich genau einzuhal­
ten. 

Abstimmungsergebnis vom 13. September 
1985: +10; - 1 : Vereinigte Staaten; =4: 
Australien, Dänemark, Frankreich, 
Großbritannien. Wegen der ablehnenden 
Stimme eines Ständigen Mitglieds des 
Sicherheitsrats wurde der Antrag nicht 
angenommen (Veto). 

Entwicklungshelfertag 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Internationaler Entwicklungshel­
fertag für die wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung. — Resolution 40/212 
vom 17. Dezember 1985 

Die Generalversammlung, 
— in Kenntnisnahme des Berichts des 

Administrators des Entwicklungspro­
gramms der Vereinten Nationen über 
das Entwicklungshelferprogramm der 
Vereinten Nationen sowie des diesbezüg­
lichen Beschlusses des Verwaltungsrats, 

— in der Auffassung, daß freiwillige Ent­
wicklungshelfer, insbesondere auch die 
Entwicklungshelfer der Vereinten Natio­
nen, durch ihre Dienste einen wichtigen 
Beitrag zur sozio-ökonomischen Ent­
wicklungsarbeit leisten, 

— in Anerkennung dessen, daß die Ent­
wicklungshelfer, die ihren Dienst in vie­
len Fällen unter erheblichen persönli­
chen Opfern erfüllen, in ihrer Arbeit und 
ihrem Engagement bestärkt werden 
müssen, ob sie nun vor Ort oder in den — 
multilateralen, bilateralen oder nationa­
len, nichtstaatlichen oder staatlich unter­
stützen — Organisationen tätig sind, 

1. bittet die Regierungen, jährlich am 5.De­
zember einen Internationalen Entwick­
lungshelfertag für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung zu begehen, 
und ersucht sie eindringlich, Maßnah­
men zu ergreifen, um den wichtigen Bei­
trag des freiwilligen Entwicklungshelfer­
dienstes stärker ins Bewußtsein der Öf­
fentlichkeit zu rücken, damit mehr Men­
schen aus allen Lebensbereichen dazu 
angeregt werden, im eigenen Land wie 
auch im Ausland Dienste als Entwick­
lungshelfer anzubieten; 

2. bittet ferner die Sonderoganisationen, 
die anderen Organisationen des Systems 
der Vereinten Nationen und die nicht­
staatlichen Organisationen, welche die 
Dienste von Entwicklungshelfern anbie­
ten, mit Entwicklungshelferdiensten in 
Verbindung stehen oder Nutzen aus ih­
nen ziehen, Aktivitäten durchzuführen 
und zu fördern, um der Öffentlichkeit 
besser bewußt zu machen, welchen Bei­
trag freiwillige Entwicklungshelfer zu 
ihrer Tätigkeit leisten; 

3. ersucht den Generalsekretär, auch wei­
terhin weltweite Publizität für die wich­
tige Rolle des Entwicklungshelferdien­
stes zu fördern. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

Jubiläum 

SICHERHEITSRAT — Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 17Januar 
1986 (UN-Doc. S/17745) 
Auf der 2642.Sitzung des Sicherheitsrats 
vom 17.Januar 1986 gab der Präsident des 
Sicherheitsrats im Namen der Ratsmitglie­
der folgende Erklärung ab: 

»Anläßlich des 40Jahrestages der ersten 
Sitzung des Sicherheitsrats und des feierli­
chen Beginns des Internationalen Friedens­
jahres am 1. Januar möchten die Mitglieder 
des Sicherheitsrats ihr Bekenntnis zur 
Charta der Vereinten Nationen bekräftigen, 
die dem Rat die Hauptverantwortung für 
die Wahrung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit übertragen hat. Als 
der Rat vor vierzig Jahren zum erstenmal 
zusammentrat, nahmen seine Mitglieder 
diese besondere Verantwortung in der 
Überzeugung auf sich, daß der unablässigen 
Suche nach dauerhaftem Frieden und 
bständiger Sicherheit damit ein Neuanfang 
gesetzt werde. 
Zwar ist auf globaler Ebene der Friede seit 
vierzig Jahren erhalten geblieben, doch be­
stehen Konflikte und Spannungen fort. In 
seinen 2 600 Sitzungen hat der Sicherheits­
rat über die drängendsten Fragen des Frie-
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dens und der Sicherheit debattiert. Den 
Ratsmitgliedern bedeutet der feierliche Be­
ginn des Internationalen Friedensjahres ei­
nen weiteren Anstoß, die Wirksamkeit des 
Sicherheitsrats bei der Wahrnehmung sei­
ner Hauptaufgabe, der Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit, 
zu steigern. Sie rufen alle Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen erneut auf, ihren 
Verpflichtungen gemäß der Charta nachzu­
kommen und die Beschlüsse des Sicher­
heitsrats anzunehmen und durchzuführen. 
Hoffen wir gemeinsam, daß 1986 und die 
kommenden Jahre den Fortschritt bringen 
werden, der so dringend erforderlich ist, um 
den Frieden für die künftigen Generationen 
zu sichern.« 

Entkolonisierung 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Fünfundzwanzigster Jahrestag 
der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker. — Resolution 40/56 vom 
2. Dezember 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Erklärung über 

die Gewährung der Unabhängigkeit an 
koloniale Länder und Völker in ihrer Re­
solution 1514(XV) vom 14. Dezember 
1960, 

— nach Veranstaltung einer außerordentli­
chen Gedenkplenarsitzung zur Bege­
hung des fünfundzwanzigsten Jahres­
tags der Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker in dem Jahr, in dem auch das 
vierzigjährige Bestehen der Vereinten 
Nationen gefeiert wird, 

— unter Hinweis auf die Bestimmungen 
der Charta der Vereinten Nationen, in 
denen die Völker der Welt ihre feste Ent­
schlossenheit verkündeten, ihren Glau­
ben an die Grundrechte des Menschen, 
an Würde und Wert der menschlichen 
Person, an die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau sowie von großen und 
kleinen Nationen erneut zu bekräftigen 
und sozialen Fortschritt und einen bes­
seren Lebensstandard in größerer Frei­
heit zu fördern, 

— ferner unter Hinweis auf die einschlägi­
gen Bestimmungen der Erklärung über 
völkerrechtliche Grundsätze für freund­
schaftliche Beziehungen und Zusam­
menarbeit zwischen den Staaten im 
Sinne der Charta der Vereinten Natio­
nen, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 
2621(XXV) vom 12,Oktober 1970 mit dem 
Aktionsprogramm für die uneinge­
schränkte Verwirklichung der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit 
an koloniale Länder und Völker sowie 
auf ihre Resolution 35/118 vom 11. De­
zember 1980, deren Anhang den Aktions­
plan für die uneingeschränkte Verwirkli­
chung der Erklärung enthält, 

— der Auffassung, daß der Prozeß der na­
tionalen Befreiung unaufhaltsam und ir­
reversibel ist, und unter Hinweis darauf, 
daß in der Erklärung feierlich die Not­
wendigkeit verkündet wurde, dem Kolo­
nialismus in allen seinen Erscheinungs­
formen sofort und bedingungslos ein 
Ende zu setzen, 

— in Anerkennung der bedeutsamen und 
lobenswerten Rolle, die die Vereinten 
Nationen bereits seit ihrer Gründung auf 
dem Gebiet der Entkolonisierung spie­
len, wie auch mit der Feststellung, daß 
seither etwa 100 Staaten ihre Sou­
veränität erlangt haben, 

— insbesondere mit Genugtuung feststel­

lend, daß in den letzten 25 Jahren zahl­
reiche ehemalige Kolonialgebiete haupt­
sächlich aufgrund des mutigen Befrei­
ungskampfes ihrer Völker unter der 
Führung ihrer nationalen Befreiungsbe­
wegungen ihre Unabhängigkeit erlangt 
haben und daß viele ehemalige Treu­
handgebiete und Gebiete ohne Selbstre­
gierung ihr Recht auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit im Sinne der Erklä­
rung wahrgenommen haben, 

— ferner erfreut über den wichtigen Bei­
trag, den der Sonderausschuß für den 
Stand der Verwirklichung der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit 
an koloniale Länder und Völker dank 
der Befreiung der Völker von der Koloni­
alherrschaft zur Förderung der Gesamt-
und Einzelziele der Erklärung geleistet 
hat, 

— weiterhin erfreut über die aktive und 
wichtige Rolle, die die ehemaligen Kolo­
nialgebiete als Mitgliedstaaten der Ver­
einten Nationen und ihres Systems von 
Organisationen bei der Verwirklichung 
der Ziele und Grundsätze der Charta, der 
Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit, der Entkolonisie­
rung und der Förderung des Fortschritts 
der Menschheit spielen, wie auch über 
die tiefgreifende Wirkung, die dies auf 
die internationalen Beziehungen in un­
serer Zeit gehabt hat, 

— im Bewußtsein der Tatsache, daß die Er­
klärung bei der Unterstützung der unter 
Kolonialherrschaft stehenden Völker 
eine bedeutende Rolle gespielt hat und 
auch in Zukunft in ihren Bemühungen 
um die Erlangung der Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit im Sinne der 
Charta und bei der Mobilisierung der 
Weltöffentlichkeit zugunsten einer voll­
ständigen Beseitigung des Kolonialis­
mus in allen seinen Erscheinungsformen 
eine Quelle der Inspiration sein wird, 

— tief besorgt darüber, daß 25 Jahre nach 
Verabschiedung der Erklärung der Kolo­
nialismus in der Welt — insbesondere in 
Namibia — noch immer nicht vollständig 
ausgemerzt worden ist, 

— unter nachdrücklicher Verurteilung der 
fortgesetzten illegalen Besetzung Nami­
bias und der kolonialen Unterdrückung 
seines Volkes durch das rassistische Re­
gime von Pretoria, das sich über das un­
veräußerliche Recht des Volkes von Na­
mibia auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit vollständig hinwegsetzt, 

— erneut erklärend, daß alle Völker das 
Recht auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit haben und daß die Unterwer­
fung von Völkern unter Kolonialherr­
schaft eine Negierung der Grundrechte 
des Menschen und ein schwerwiegendes 
Hindernis für die Wahrung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit 
und die Entwicklung friedlicher Bezie­
hungen zwischen den Nationen dar­
stellt, 

— sich immer deutlicher dessen bewußt, 
wie wichtig die wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung und die Ei­
genständigkeit der kolonialen Länder 
und Völker für die Erlangung und Kon­
solidierung echter Unabhängigkeit sind, 

— in der Überzeugung, daß die vollständige 
Ausmerzung der Rassendiskriminie­
rung, der Apartheid und der Verletzung 
grundlegender Menschenrechte der Völ­
ker in den noch verbleibenden Kolonial­
gebieten, insbesondere in Namibia, auf 
friedlichem Wege und am ehesten durch 
die gewissenhafte und vollständige Ver­
wirklichung der Erklärung erreicht 
wird, 

— entschlossen, unverzüglich wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, die zur voll­
ständigen und bedingungslosen Beseiti­

gung des Kolonialismus in allen seinen 
Erscheinungsformen führen, 

1. bekräftigt das unveräußerliche Recht al­
ler unter Kolonialherrschaft stehenden 
Völker auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit gemäß der in Resolution 
1514(XV) der Generalversammlung ent­
haltenen Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker; 

2. erklärt, daß das Fortbestehen des Kolo­
nialismus in allen seinen Erscheinungs­
formen, darunter auch des Rassismus 
und der Apartheid, mit der Charta der 
Vereinten Nationen, der Erklärung und 
den Grundsätzen des Völkerrechts un­
vereinbar ist; 

3. äußert ihre Überzeugung, daß der fünf­
undzwanzigste Jahrestag der Erklärung 
für die Mitgliedstaaten eine Gelegenheit 
sein sollte, sich erneut auf die in diesem 
Dokument verkündeten Grundsätze und 
Ziele zu verpflichten und konzertierte 
Anstrengungen zu unternehmen, um die 
Überreste des Kolonialismus in sämtli­
chen Regionen der Welt zu beseitigen; 

4. verurteilt mit Nachdruck Südafrikas 
fortgesetzte illegale Besetzung Nami­
bias, seine Mißachtung der Resolutionen 
der Vereinten Nationen, seine brutale 
Unterdrückung des namibischen Volkes, 
seine gegen unabhängige afrikanische 
Nachbarstaaten verübten Aggressions­
handlungen und Akte der Destabilisie-
rung und seine Apartheidpolitik sowie 
den Erwerb einer Kernwaffenkapazität, 
die eine Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit dar­
stellen; 

5. fordert die Mitgliedstaaten, insbeson­
dere die Kolonialmächte, auf, wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, die die voll­
ständige, bedingungslose und zügige Be­
seitigung des Kolonialismus in allen sei­
nen Erscheinungsformen und die gewis­
senhafte und strikte Einhaltung der ein­
schlägigen Bestimmungen der Charta, 
der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker und der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschenrechte wie auch an­
derer einschlägiger Resolutionen und 
Beschlüsse der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats gewährleisten; 

6. bittet die Mitgliedstaaten eindringlich, 
alles in ihren Kräften Stehende zu tun, 
um in den Vereinten Nationen und den 
Sonderorganisationen und anderen Or­
ganisationen des Systems der Vereinten 
Nationen wirksame Maßnahmen zur 
vollständigen und zügigen Verwirkli­
chung der Erklärung in allen Kolonialge­
bieten, auf die die Erklärung anwendbar 
ist, zu fördern; 

7. fordert die Mitgliedstaaten auf, den un­
ter Kolonialherrschaft stehenden Völ­
kern in ihrem Kampf um die Durchset­
zung ihres Rechts auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit im Einklang mit 
der Charta und der Erklärung dringend 
jede moralische und materielle Unter­
stützung zu leisten; 

8. bittet die Verwaltungsmächte und ande­
ren Mitgliedstaaten eindringlich, dafür 
zu sorgen, daß die Aktivitäten fremder 
wirtschaftlicher und sonstiger Interes­
sen in den Kolonialgebieten den Interes­
sen der Bewohner dieser Gebiete nicht 
zuwiderlaufen und die Verwirklichung 
der Erklärung nicht behindern; 

9. ersucht die Mitgliedstaaten, im Hinblick 
auf ihre Staatsangehörigen und die ihrer 
Gerichtsbarkeit unterstehenden juristi­
schen Personen, die im internationalen 
Territorium Namibia illegal Unterneh­
men besitzen bzw. betreiben, darunter 
auch transnationale Unternehmen, ge­
setzgeberische, administrative oder an-
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dere Maßnahmen zu ergreifen, um der 
Tätigkeit dieser Unternehmen ein Ende 
zu setzen; 

10. bittet die Mitgliedstaaten eindringlich, 
sämtliche Namibia betreffenden Wirt­
schafts-, Finanz- und Handelsbeziehun­
gen sowie sonstigen Beziehungen zu 
dem rassistischen Minderheitsregime 
Südafrikas abzubrechen und keinerlei 
Beziehungen zu Südafrika aufzuneh­
men, die seiner fortgesetzten illegalen 
Besetzung des Gebiets Legitimität und 
Unterstützung verschaffen könnten; 

11. ersucht die Mitgliedstaaten wie auch die 
Organisationen des Systems der Verein­
ten Nationen, dafür zu sorgen, daß die 
ständige Souveränität der Kolonialge­
biete über ihre natürlichen Ressourcen 
in jeder Weise geachtet und gewährlei­
stet wird; 

12. erklärt erneut, daß alle Verwaltungs­
mächte nach der Charta und im Ein­
klang mit der Erklärung verpflichtet 
sind, in den ihrer Verwaltung unterste­
henden Gebieten wirtschaftliche, soziale 
und sonstige Bedingungen zu schaffen, 
die es diesen ermöglichen, echte Unab­
hängigkeit und wirtschaftliche Eigen­
ständigkeit zu erlangen; 

13. ersucht die betreffenden Verwaltungs­
mächte, die erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um einen systematischen 
Zustrom von Einwanderern und Siedlern 
in die ihrer Verwaltung unterstehenden 
Gebiete zu verhindern bzw. zu unterbin­
den, der zu einer Veränderung der demo­
graphischen Zusammensetzung dieser 
Gebiete führen und ihre Völker an der 
echten Ausübung des Rechts auf Selbst­
bestimmung und Unabhängigkeit hin­
dern könnte, und ersucht sie, jede — 
vollständige oder teilweise — Zwangs­
umsiedlung der Bevölkerung von Koloni­
algebieten zu vermeiden; 

14. ersucht die Verwaltungsmächte ferner, 
die kulturelle Identität wie auch die na­
tionale Einheit der ihrer Verwaltung un­
terstehenden Gebiete zu bewahren und 
die volle Entfaltung der bodenständigen 
Kultur zu unterstützen, um den Völkern 
dieser Gebiete die ungehinderte Aus­
übung des Rechts auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit zu erleichtern; 

15. bekräftigt ihre feste Überzeugung, daß 
das Vorhandensein von Militärstütz­
punkten und militärischen Einrichtun­
gen jeder Art in den Kolonialgebieten 
ein bedeutendes Hindernis für die Ver­
wirklichung der Erklärung darstellen 
könnte und daß die betreffenden Verwal­
tungsmächte dafür zu sorgen haben, daß 
das Vorhandensein derartiger Stütz­
punkte und Einrichtungen die Bevölke­
rung dieser Gebiete nicht an der Aus­
übung ihres Rechts auf Selbstbestim­
mung und Unabhängigkeit in Überein­
stimmung mit den Zielen und Grundsät­
zen der Charta der Vereinten Nationen 
hindert; 

16. fordert die in Frage kommenden Verwal­
tungsmächte auf, auch weiterhin alle er­
forderlichen Maßnahmen zu treffen, da­
mit diese Gebiete in keine gegen andere 
Staaten gerichteten Offensivhandlungen 
oder Akte der Einmischung hineingezo­
gen werden, und fordert sie auf, die Ziele 
und Grundsätze der Charta, der Erklä­
rung sowie der Resolutionen und Be­
schlüsse der Vereinten Nationen über 
militärische Aktivitäten und Vorkehrun­
gen von Kolonialmächten in unter ihrer 
Verwaltung stehenden Gebieten unein­
geschränkt zu befolgen; 

17. ersucht die Mitgliedstaaten, insbeson­
dere die Verwaltungsmächte, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Anwer­
bung, die Finanzierung, die Ausbildung 
und den Durchzug von Söldnern in ihren 

Gebieten zu verhindern, die für den Ein­
satz gegen die um Freiheit und Unab­
hängigkeit vom Joch des Kolonialismus, 
des Rassismus und der Apartheid kämp­
fenden nationalen Befreiungsbewegun­
gen bestimmt sind; 

18. ist der Auffassung, daß es den Vereinten 
Nationen obliegt, im Entkolonisierungs-
prozeß auch weiterhin eine aktive Rolle 
zu spielen und ihre Bemühungen um 
eine möglichst weite Verbreitung von In­
formationen über die Entkolonisierung 
zu intensivieren, mit dem Ziel, die Welt­
öffentlichkeit noch stärker für die Sache 
der vollständigen Entkolonisierung zu 
mobilisieren; 

19. bittet die Mitgliedstaaten eindringlich, 
die vollständige und zügige Verwirkli­
chung der Erklärung und anderer ein­
schlägiger Resolutionen der Vereinten 
Nationen zu gewährleisten; 

20. bittet den Sicherheitsrat, der Lage in 
und um Namibia weiterhin besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen und die 
Verhängung bindender Sanktionen ge­
gen Südafrika gemäß KapitelVII der 
Charta in Erwägung zu ziehen; 

21. ersucht die Sonderorganisationen und 
anderen Organisationen des Systems 
der Vereinten Nationen, im Rahmen ih­
res Zuständigkeitsbereichs den Völkern 
in den Kolonialgebieten und ihren natio­
nalen Befreiungsbewegungen jede er­
denkliche moralische und materielle 
Hilfe zu leisten bzw. weiterhin zu leisten, 
ersucht sie, Maßnahmen zu ergreifen, 
um dem Apartheidregime Südafrikas 
jede Form der Zusammenarbeit bzw. der 
Hilfe auf finanziellem, wirtschaftlichem 
und technischem Gebiet zu verweigern 
und jede Unterstützung dieses Regimes 
so lange einzustellen, bis das Volk Nami­
bias sein Recht auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit in einem geeinten 
Namibia ausgeübt hat und bis die Apart­
heid vollständig ausgemerzt ist und im 
Einklang mit den einschlägigen Resolu­
tionen und Beschlüssen der Generalver­
sammlung und des Sicherheitsrats ein 
auf dem Willen des gesamten südafrika­
nischen Volkes beruhender geeinter und 
demokratischer Staat ohne rassische 
Unterschiede geschaffen worden ist; 

22. bittet die nichtstaatlichen Organisatio­
nen, die sich besonders für das Gebiet 
der Entkolonisierung interessieren, ihre 
Aktivitäten in Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen zu verstärken; 

23. ersucht den Sonderausschuß, auch wei­
terhin darüber zu wachen, daß alle Staa­
ten die Erklärung und andere einschlä­
gige Resolutionen zur Frage der Entko­
lonisierung genauestens einhalten, wei­
terhin nach den geeignetsten Mitteln 
und Wegen für eine zügige und vollstän­
dige Anwendung der Erklärung auf alle 
Gebiete zu suchen, für die sie Gültigkeit 
besitzt, und der Generalversammlung 
konkrete Maßnahmen für die vollstän­
dige Verwirklichung der Erklärung in 
den noch verbleibenden Kolonialgebie­
ten vorzuschlagen; 

24. bittet alle Staaten, mit dem Sonderaus­
schuß für den Stand der Verwirklichung 
der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker in jeder Weise zusammenzu­
arbeiten, damit er sein Mandat uneinge­
schränkt erfüllen kann. 

Abstimmungsergebnis: +139; —0; =13 
(meist westliehe Staaten). 

Gewalt in der Familie 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Gewalt in der Familie. — Resolu­
tion 40/36 vom 29. November 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Resolution 1984/14 

des Wirtschafts- und Sozialrats vom 
24. Mai 1984 über Gewalt in der Familie, 

— ferner unter Hinweis auf Resolution 9 
des Sechsten Kongresses der Vereinten 
Nationen für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger, in der die 
faire strafrechtliche Behandlung der 
Frau gefordert wird, 

— eingedenk der Empfehlungen zur Frage 
der Gewalt in der Familie, die von der 
vom 15. bis 26.Juli 1985 in Nairobi abge­
haltenen Weltkonferenz zur Überprü­
fung und Bewertung der Frauendekade 
der Vereinten Nationen für Gleichbe­
rechtigung, Entwicklung und Frieden ab­
gegeben wurden, 

— im Hinblick auf die Erklärung über die 
Rechte des Kindes, insbesondere deren 
Artikel 9 über den Schutz von Kindern 
vor Ausbeutung, Vernachlässigung und 
Grausamkeit, sowie auf die Konvention 
zur Beseitigung jeder Form von Diskri­
minierung der Frau, 

— eingedenk der wichtigen Rolle, die der 
Familie dabei zukommt, die Entwicklung 
ihrer jungen Mitglieder in die richtige 
Bahn zu lenken, ihre Integration in das 
Gefüge der Gesellschaft zu gewährlei­
sten und Straffälligkeit zu verhindern, 

— ferner eingedenk der sozialen Aspekte 
der Gewalt in der Familie und eingedenk 
der Tatsache, daß es außerordentlich 
wichtig ist, geeignete Methoden der Kon­
fliktlösung zwischen den Beteiligten her­
vorzuheben bzw. zu entwickeln, 

— in der Erwägung, daß Mißhandlungen 
und Tätlichkeiten in der Familie ein aku­
tes Problem sind, das einzelne und ganz 
besonders die jungen Familienmitglie­
der körperlich und seelisch schwer be­
einträchtigt und die Gesundheit und den 
Bestand der Familie als Einheit gefähr­
det, 

— ferner in der Erwägung, daß das Erleben 
von Gewalt in der Familie für Menschen, 
insbesondere in einem frühen Stadium 
ihrer Entwicklung, sehr schädliche Kon­
sequenzen hat und unermeßlichen Scha­
den mit sich bringt, 

— überzeugt, daß das Problem der Gewalt 
in der Familie zahlreiche Aspekte be­
sitzt, die im Kontext der sozio-ökonomi-
schen Verhältnisse unter dem Gesichts­
punkt der Verbrechensverhütung und 
der Strafgerichtsbarkeit geprüft werden 
sollten, 

— ferner überzeugt von der Notwendigkeit, 
die Lage der Opfer von Gewalt in der 
Familie zu verbessern, 

— in der Befürchtung, daß der Mißbrauch 
von Alkohol, Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen verschärfend zu Gewalt 
in der Familie beitragen kann, und in 
der Auffassung, daß diese Wirkungen nä­
her geprüft werden sollten, 

1. nimmt mit Dank Kenntnis vom Bericht 
des Generalsekretärs über die Lage der 
Frau als Opfer von Verbrechen; 

2. bittet betroffene Mitgliedstaaten, umge­
hend konkrete Maßnahmen zur Verhü­
tung von Gewalt in der Familie zu er­
greifen und deren Opfern geeignete 
Hilfe zu leisten; 

3. ersucht den Generalsekretär, intensive­
re, von der kriminologischen Perspektive 
ausgehende Forschungsarbeiten über 
Gewalt in der Familie zu veranlassen, 
mit dem Ziel, präzise maßnahmenorien­
tierte Strategien aufzustellen, die als 
Grundlage für die Formulierung von 
Grundsatzpolitiken dienen könnten, und 
dem Achten Kongreß der Vereinten Na­
tionen für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger darüber Be­
richt zu erstatten; 
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4. ersucht den Wirtschafts- und Sozialrat, 
den Ausschuß für Verbrechensverhü­
tung und -bekämpfung um die Prüfung 
des Problems der Gewalt in der Familie 
zu bitten; 

5. bittet alle einschlägigen Gremien, Orga­
nisationen und Institute der Vereinten 
Nationen eindringlich, gemeinsam mit 
dem Generalsekretär dafür zu sorgen, 
daß abgestimmte, stetige Bemühungen 
zur Bekämpfung dieses Problems unter­
nommen werden; 

6. bittet den Achten Kongreß der Vereinten 
Nationen für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger, das Pro­
blem der Gewalt in der Familie unter 
einem eigenen Tagesordnungspunkt 
über Gewalt in der Familie zu behan­
deln; 

7. bittet die Mitgliedstaaten, konkrete Maß­
nahmen zu ergreifen, damit sowohl 
Straf- als auch Zivilgerichtsbarkeit diffe­
renzierter auf das Problem der Gewalt in 
der Familie reagieren, so auch folgende 
Maßnahmen: 
a) Sofern noch nicht vorhanden, sollten 

zivil- und strafrechtliche Rechtsvor­
schriften geschaffen werden, die den 
besonderen Problemen der Gewalt in 
der Familie gerecht werden, und soll­
ten Gesetze zum Schutz mißhandel­
ter Familienmitglieder und zur Be­
strafung des Täters erlassen und 
durchgesetzt werden, die je nach Art 
der Gewalt verschiedene Möglichkei­
ten für die Behandlung des Täters 
vorsehen; 

b) In jedem Stadium des strafrechtli­
chen Verfahrens, beginnend mit der 
polizeilichen Untersuchung, sollte die 
besondere und manchmal großen 
Takt erfordernde Situation des Op­
fers respektiert werden, was vor al­
lem in der Ar t und Weise zum Aus­
druck kommen sollte, in der das Op­
fer behandelt wird; 

c) Es sollten vorbeugende Maßnahmen 
eingeleitet werden, wie z.B. Unter­
stützung und Beratung der Familien, 
damit diese besser in der Lage sind, 
eine gewaltfreie Atmosphäre zu 
schaffen, wobei den Grundsätzen der 
Erziehung, der Gleichberechtigung 
und der gleichen Verantwortung von 
Frau und Mann, der Partnerschaft 
und der friedlichen Konfliktlösung 
besonderes Gewicht eingeräumt wer­
den sollte; 

d) Den Erfordernissen entsprechend 
sollte die Öffentlichkeit mit allen ver­
fügbaren Mitteln über schwere Fälle 
der Gewaltanwendung gegen Kinder 
informiert werden, um bei ihr ein ent­
sprechendes Problembewußtsein her­
zustellen; 

e) Den Opfern von Gewalt in der Fami­
lie sollte als integraler Bestandteil 
der Sozialpolitik geeignete, beson­
dere Hilfe geleistet werden; 

f) Es sollten Unterkünfte und andere 
Einrichtungen und Dienste bereitge­
stellt werden, um Opfern von Gewalt 
in der Familie eine Übergangslösung 
und Sicherheit zu bieten; 

g) Personen, die in irgendeiner Eigen­
schaft mit Opfern von Gewalt in der 
Familie zu tun haben, sollten eine be­
sondere Ausbildung und besondere 
Dienste erhalten; 

h) Die Erforschung des Hintergrunds, 
des Ausmaßes und der Arten von Ge­
walt in der Familie sollte in die Wege 
geleitet bzw. intensiviert werden, und 
diesbezügliche Daten sollten gesam­
melt werden; 

i) Der Zugang zu Rechtsschutz vor Ge­
walt in der Familie sollte verbessert 
werden, und angesichts der krimino-

genen Wirkung des Phänomens vor 
allem auf junge Opfer, sollte den In­
teressen der Gesellschaft gebührend 
Rechnung getragen werden, indem 
Ausgewogenheit zwischen Eingriffen 
in die Privatsphäre und dem Schutz 
derselben gewahrt wird; 

j) Die Sozial- und Gesundheitsbehörden 
sollten sich stärker an der Unterstüt­
zung der Opfer von Gewalt und Miß­
handlungen in der Familie beteiligen, 
und es sollte alles daran gesetzt wer­
den, um soziale und strafrechtliche 
Maßnahmen zu koordinieren. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

Verbrechensopfer 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Erklärung über Grundprinzipien 
der gerechten Behandlung von Verbre­
chensopfern und Opfern von Machtmiß­
brauch. — Resolution 40/34 vom 29. No­
vember 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis darauf, daß der Sechste 

Kongreß für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger den Verein­
ten Nationen empfohlen hat, ihre gegen­
wärtige Arbeit an der Entwicklung von 
Richtlinien und Normen bezüglich des 
Mißbrauchs wirtschaftlicher und politi­
scher Macht fortzusetzen, 

— im Bewußtsein der Tatsache, daß Millio­
nen Menschen auf der ganzen Welt auf­
grund von Verbrechen und Machtmiß­
brauch Schaden erleiden und daß die 
Rechte dieser Opfer noch nicht die ge­
bührende Anerkennung finden, 

— von der Erkenntnis ausgehend, daß die 
Opfer von Verbrechen und Machtmiß­
brauch und häufig auch ihre Angehöri­
gen, Zeugen sowie andere, die ihnen bei­
stehen, unverdient Verluste, Verletzun­
gen bzw. andere Schäden erleiden und 
daß sie darüber hinaus weitere Härten 
auf sich nehmen müssen, wenn sie die 
Strafverfolgung der Täter unterstützen, 

1. erklärt, daß es notwendig ist, nationale 
und internationale Maßnahmen zu tref­
fen, um die universale und effektive An­
erkennung und Achtung der Rechte der 
Opfer von Verbrechen und von Macht­
mißbrauch zu gewährleisten; 

2. unterstreicht die Notwendigkeit, unbe­
schadet der Rechte der Verdächtigen 
oder der Täter darauf hinzuwirken, daß 
alle Staaten bei ihren dahingehenden 
Bemühungen Fortschritte erzielen; 

3. verabschiedet die im Anhang zu dieser 
Resolution enthaltene Erklärung über 
Grundprinzipien der gerechten Behand­
lung von Verbrechensopfern und Opfern 
von Machtmißbrauch, die den Regierun­
gen und der internationalen Gemein­
schaft dabei helfen soll, dafür zu sorgen, 
daß den Opfern von Verbrechen und 
Machtmißbrauch Gerechtigkeit wider­
fährt und Hilfe gewährt wird; 

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, die erfor­
derlichen Schritte dahingehend zu un­
ternehmen, daß die Bestimmungen der 
Erklärung wirksam werden, und, im Hin­
blick auf eine Eindämmung der nachste­
hend angesprochenen Viktimisierung, 
darum bemüht zu sein: 
a) auf den Gebieten der Sozialfürsorge, 

des Gesundheitswesens — und hier 
auch im Bereich der Betreuung der 
psychisch und geistig Kranken —, 
des Erziehungswesens, der Wirt­
schaft und speziell auf dem der Ver­
brechensverhütung eine Politik zu 

verfolgen, durch die Viktimisierun-
gen verringert und die Beistandslei­
stung an bedrängte Opfer gefördert 
wird; 

b) Anstrengungen der Bürgergemein­
schaft und die Mitwirkung der Öf­
fentlichkeit bei der Verbrechensver­
hütung zu fördern; 

c) ihr geltendes Recht und ihre Prakti­
ken einer periodischen Überprüfung 
zu unterziehen, um sicherzustellen, 
daß diese veränderten Umständen 
Rechnung tragen, und Gesetze zu er­
lassen und anzuwenden, durch die 
Handlungen, welche einen Verstoß 
gegen international anerkannte Men­
schenrechtsnormen und Normen für 
das Verhalten von Wirtschaftsunter­
nehmen darstellen, sowie andere For­
men des Machtmißbrauchs untersagt 
werden; 

d) Mittel zu schaffen bzw. weiter auszu­
bauen, welche es ermöglichen, dieje­
nigen, die sich eines Verbrechens 
schuldig gemacht haben, ausfindig zu 
machen, zu verfolgen und abzuurtei­
len; 

e) die Offenlegung einschlägiger Infor­
mationen zu fördern, anhand derer 
sich die Öffentlichkeit Einblick in das 
Verhalten von Behörden und Unter­
nehmen verschaffen kann, sowie 
auch auf andere Weise darauf hinzu­
wirken, daß den Anliegen der Öffent­
lichkeit eher Rechnung getragen 
wird; 

f) die Einhaltung von Verhaltens- und 
Sittenkodizes, insbesondere interna­
tionaler Normen, seitens des öffentli­
chen Dienstes, einschließlich der Be­
amten in der Strafverfolgung und im 
Strafvollzug, des Personals im medi­
zinischen, sozialen und militärischen 
Bereich sowie auch seitens der Mitar­
beiter von Wirtschaftsunternehmen 
zu fördern; 

g) Mißbräuchen Vorschub leistende 
Praktiken und Verfahren, wie z.B. In­
haftierung an geheimen Orten und 
Inhaftierung ohne Kontakt mit der 
Außenwelt, zu verbieten; 

h) mit den anderen Staaten durch ge­
genseitige rechtliche und administra­
tive Hilfe in Angelegenheiten wie 
dem Ausfindigmachen und der Ver­
folgung der Täter, ihrer Auslieferung 
und der Beschlagnahme ihres Vermö­
gens im Hinblick auf die Leistung 
von Schadenersatz an die Opfer zu­
sammenzuarbeiten; 

5. empfiehlt, daß auf internationaler und 
regionaler Ebene alle geeigneten Maß­
nahmen getroffen werden sollten, um 
a) Ausbildungsaktivitäten zu fördern, 

die zur breiteren Beachtung der Nor­
men und Grundsätze der Vereinten 
Nationen und zur Eindämmung mög­
licher Mißbräuche beitragen sollen; 

b) gemeinsame praxisorientierte For­
schungsarbeiten über die Frage zu 
unterstützen, wie Viktimisierung ver­
ringert und den Opfern geholfen wer­
den kann, sowie den Informations­
austausch über das wirksamste Vor­
gehen hierbei zu fördern; 

c) Regierungen, die darum ersuchen, Di­
rekthilfe zu gewähren, damit sie die 
Viktimisierung eindämmen und die 
Not der Opfer lindern können; 

d) Mittel und Wege zu finden, um die 
Opfer auch da schadlos zu halten, wo 
sich die innerstaatlichen Verfahrens­
wege als nicht ausreichend erweisen 
sollten; 

6. ersucht den Generalsekretär, die Mit­
gliedstaaten darum zu bitten, der Gene­
ralversammlung regelmäßig über die 
Verwirklichung der Erklärung und über 
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die von ihnen dazu ergriffenen Maßnah­
men Bericht zu erstatten; 

7. ersucht den Generalsekretär ferner, die 
von allen hierfür in Frage kommenden 
Gremien und Organisationen des Sy­
stems der Vereinten Nationen gebotenen 
Möglichkeiten zu nutzen, um den Mit­
gliedstaaten erforderlichenfalls beizuste­
hen, wenn es darum geht, Mittel und 
Wege zum Schutz der Opfer sowohl auf 
nationaler Ebene als auch durch interna­
tionale Zusammenarbeit zu verbessern; 

8. ersucht den Generalsekretär weiterhin, 
die Ziele der Erklärung zu fördern, ins­
besondere indem er für ihre möglichst 
weite Verbreitung sorgt; 

9. bittet die Sonderorganisationen, die an­
deren Behörden und Gremien des Sy­
stems der Vereinten Nationen, sonstige 
zuständige zwischenstaatliche und nicht­
staatliche Organisationen und die Öf­
fentlichkeit eindringlich, bei der Anwen­
dung der Erklärung zusammenzuwir­
ken. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

A N H A N G 

Erklärung über Grundprinzipien 
der gerechten Behandlung 

von Verbrechensopfern 
und Opfern von Machtmißbrauch 

A. Opfer von Verbrechen 
1. Der Ausdruck >Opfer< bezeichnet Perso­
nen, die einzeln oder kollektiv durch Hand­
lungen oder Unterlassungen, welche einen 
Verstoß gegen das in den Mitgliedstaaten 
geltende Strafrecht einschließlich jener Ge­
setze darstellen, die den kriminellen Macht­
mißbrauch unter Strafe stellen, Schaden — 
insbesondere auch physischen oder psychi­
schen Schaden, seelisches Leid oder mate­
rielle Verluste — erlitten haben oder in ih­
ren Grundrechten wesentlich beeinträchtigt 
worden sind. 
2. Eine Person kann ungeachtet dessen, ob 
die Identität des Täters festgestellt, dieser 
festgenommen, strafrechtlich verfolgt oder 
verurteilt worden ist sowie ungeachtet des 
zwischen dem Täter und dem Opfer beste­
henden Verwandschaftsverhältnisses als 
Opfer im Sinne dieser Erklärung angesehen 
werden. Je nach den Umständen umfaßt der 
Ausdruck >Opfer< auch die unmittelbaren 
Familienangehörigen oder Unterhaltsbe­
rechtigten des eigentlichen Opfers sowie 
Personen, die beim Eingreifen zur Hilfelei­
stung an bedrängte Opfer oder zur Verhü­
tung einer Viktimisierung selbst zu Scha­
den gekommen sind. 
3. Die Bestimmungen dieser Erklärung gel­
ten für alle ohne jeglichen Unterschied, sei 
es der Rasse, der Hautfarbe, des Ge­
schlechts, des Alters, der Sprache, der Reli­
gion, der Staatsangehörigkeit, der politi­
schen oder sonstigen Überzeugung, der kul­
turellen Anschauungen oder Bräuche, des 
Vermögens, der Geburt oder des Familien­
stands, der ethnischen oder sozialen Her­
kunft oder einer Behinderung. 

Zugang zum Recht 
und gerechte Behandlung 

4. Opfer sollten mit Einfühlungsvermögen 
und Achtung für ihre Menschenwürde be­
handelt werden. Sie haben Anspruch auf 
Zugang zu den Instanzen der Rechtspflege 
und auf zügige Wiedergutmachung des erlit­
tenen Schadens gemäß den jeweiligen na­
tionalen Rechtsvorschriften. 
5. Es sollten Gerichts- und Verwaltungsme­
chanismen geschaffen und, wo erforderlich, 
gestärkt werden, die es den Opfern ermögli­

chen, durch rasche, gerechte, von den Ko­
sten her tragbare und zugängliche Verfah­
ren formeller oder informeller Ar t Wieder­
gutmachung zu erlangen. Die Opfer sollten 
darüber unterrichtet werden, welche Rechte 
ihnen zustehen, wenn sie sich unter Ein­
schaltung dieser Mechanismen um Wieder­
gutmachung bemühen. 
6. Folgende Maßnahmen sollten dazu beitra­
gen, daß Gerichts- und Verwaltungsverfah­
ren den Bedürfnissen der Opfer gerecht 
werden: 
a) Die Opfer sollten über ihre Rolle sowie 

über den Gegenstand, den Zeitplan und 
Fortgang der Verfahren sowie über die 
in ihrem Fall getroffenen Entscheidun­
gen unterrichtet werden, besonders 
wenn es um schwerwiegendere Verbre­
chen geht und sie eine entsprechende 
Unterrichtung beantragt haben; 

b) Es sollte die Möglichkeit eingeräumt 
werden, daß die Ansichten und Belange 
der Opfer, soweit deren persönliche In­
teressen berührt sind, in geeigneten Sta­
dien des Verfahrens und unbeschadet 
der Rechte des/der Angeklagten entspre­
chend den jeweiligen nationalen Straf­
verfahrensregelungen vorgetragen und 
behandelt werden können; 

c) Den Opfern sollte während des gesam­
ten Verfahrens entsprechender Beistand 
geleistet werden; 

d) Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, 
um Unannehmlichkeiten für die Opfer 
auf ein Mindestmaß zu beschränken, 
ihre Privatgespräche erforderlichenfalls 
zu schützen und zu gewährleisten, daß 
sie sowie ihre Angehörigen und die von 
ihnen beigebrachten Zeugen vor Ein­
schüchterung und Vergeltung sicher 
sind; 

e) Unnötige Verzögerungen bei der Rege­
lung der Fälle und bei der Ausführung 
von Verfügungen oder Urteilen, mit de­
nen Opfern Schadenersatz zugesprochen 
wird, sollten vermieden werden. 

7. Soweit tunlich, sollten informelle Streit­
beilegungsverfahren wie Vermittlung, 
schiedsrichterliche Entscheidung und ge­
wohnheitsrechtliche oder landesübliche 
Praktiken herangezogen werden, um eine 
Schlichtung zu erleichtern und Wiedergut­
machung zugunsten der Opfer zu errei­
chen. 

Schadenersatz 
8. Täter oder Dritte, die für deren Tun und 
Lassen verantwortlich sind, sollten, wo dies 
angebracht ist, den Opfern, ihren Angehö­
rigen oder Unterhaltsberechtigten fairen 
Schadenersatz leisten. Ein solcher Schaden­
ersatz sollte die Rückgabe von Vermögen 
oder Zahlungen für den erlittenen Schaden 
oder Verlust, Erstattung der aufgrund der 
Viktimisierung eingetretenen Ausgaben, die 
Erbringung von Leistungen und die Wieder­
herstellung von Rechten umfassen. 
9. Die Regierungen sollten ihre Praktiken, 
ihre Gesetze und sonstigen Rechtsvorschrif­
ten dahingehend überprüfen, daß neben an­
deren strafrechtlichen Sanktionen auch der 
Schadenersatz als mögliches Urteil in Straf­
sachen vorgesehen wird. 
10. Bei schweren Schädigungen der Umwelt 
sollte, sofern Schadenersatz angeordnet 
wird, dieser soweit wie möglich auch die 
Wiederherstellung der Umwelt, den Wieder­
aufbau der Infrastruktur, den Ersatz von 
Gemeinschaftseinrichtungen und die Er­
stattung der Umsiedlungskosten umfassen, 
sofern die Umweltschädigung die Umsied­
lung einer Gemeinde erforderlich macht. 
11. Haben Beamte oder andere in amtlicher 
oder quasi-amtlicher Eigenschaft tätige Per­
sonen gegen nationales Strafrecht versto­
ßen, so sollte den Opfern von dem Staat 
Schadenersatz geleistet werden, dessen Be­
amte oder Amtsträger für den zugefügten 

Schaden verantwortlich sind. Besteht die 
Regierung, unter der sich die zu Viktimisie­
rung führende Handlung oder Unterlassung 
ereignet hat, nicht mehr, so sollte der Staat 
bzw. der Rechtsnachfolger dieser Regierung 
den Opfern Schadenersatz leisten. 

Entschädigung 
12. Ist eine volle Entschädigung durch den 
Täter oder von anderer Seite nicht möglich, 
so sollten die Staaten an folgenden Perso­
nenkreis eine finanzielle Entschädigung lei­
sten: 
a) Opfer, die als Folge schwerwiegenderer 

Verbrechen eine schwere Körperverlet­
zung oder eine schwere Beeinträchti­
gung ihrer körperlichen oder geistigen 
Gesundheit erlitten haben; 

b) Familienangehörige, insbesondere Un­
terhaltsberechtigte von Personen, die in­
folge einer solchen Viktimisierung ver­
storben oder körperlich oder geistig be­
hindert sind. 

13. Die Schaffung, die Stärkung bzw. der 
Ausbau nationaler Opferentschädigungs­
fonds sollte gefördert werden. Soweit tun­
lich, können auch andere Fonds zu diesem 
Zweck geschaffen werden, so auch für Fälle, 
in denen der Staat, dem das Opfer angehört, 
das Opfer für den Schaden nicht zu entschä­
digen vermag. 

Beistand 
14. Die Opfer sollten seitens staatlicher, frei­
williger, gemeinschaftlicher und autochtho-
ner Stellen den erforderlichen materiellen, 
medizinischen, psychologischen und sozia­
len Beistand erhalten. 
15. Die Opfer sollten über die verfügbaren 
Gesundheits- und Sozialdienste und andere 
einschlägige Hilfseinrichtungen unterrich­
tet werden und diese ohne weiteres in An­
spruch nehmen können. 
16. Das Personal von Polizei und Justiz, im 
Gesundheits- und Sozialbereich sowie in al­
len sonstigen in Frage kommenden Berei­
chen sollte, damit es besser auf die Bedürf­
nisse der Opfer eingehen kann, eine ent­
sprechende Ausbildung sowie Richtlinien 
erhalten, um angemessene und rasche Hilfe 
zu gewährleisten. 
17. Bei der Dienst- und Beistandsleistung 
sollten diejenigen Opfer Aufmerksamkeit 
erhalten, die aufgrund der Art des erlittenen 
Schadens bzw. aufgrund von Faktoren, wie 
sie in Ziffer 3 genannt werden, besonders 
bedürftig sind. 

B. Opfer von Machtmißbrauch 
18. Der Ausdruck >Opfer< bezeichnet Perso­
nen, die einzeln oder kollektiv durch Hand­
lungen oder Unterlassungen, welche zwar 
noch keine Verstöße gegen das nationale 
Strafrecht, dafür aber gegen international 
anerkannte Menschenrechtsnormen dar­
stellen, Schaden — insbesondere auch kör­
perlichen oder psychischen Schaden, seeli­
sches Leid oder materielle Verluste — erlit­
ten haben oder in ihren Grundrechten we­
sentlich beeinträchtigt worden sind. 
19. Die Staaten sollten die Aufnahme von 
Normen in ihr nationales Recht erwägen, 
durch die Machtmißbrauch untersagt und 
den Opfern eines solchen Machtmißbrauchs 
ein Anspruch auf Wiedergutmachung einge­
räumt wird. Ein solcher Anspruch sollte sich 
auch auf Schadenersatz bzw. Entschädi­
gung sowie die erforderliche materielle, me­
dizinische, psychologische und soziale Hilfe 
und Unterstützung erstrecken. 
20. Die Staaten sollten die Aushandlung 
multilateraler völkerrechtlicher Überein­
künfte über Opfer im Sinne von Ziffer 18 
erwägen. 
21. Die Staaten sollten ihr geltendes Recht 
und ihre Praktiken einer periodischen 
Überprüfung unterziehen, um sicherzustel-
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len, daß diese veränderten Umständen 
Rechnung tragen, und sollten, soweit erfor­
derlich, Gesetze erlassen und anwenden, 
durch die Handlungen, welche einen schwe­
ren Mißbrauch politischer oder wirtschaftli­
cher Macht darstellen, untersagt werden 
und Politiken und Mechanismen für die 
Verhütung solcher Handlungen gefördert 
werden, und sie sollten Opfern derartiger 
Handlungen leicht zugängliche angemes­
sene Rechte und einen Anspruch auf Scha­
denswiedergutmachung einräumen. 

Verbraucherschutz 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Verbraucherschutz. — Resolution 
39/248 vom 9. April 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Resolution 1981/62 

des Wirtschafts- und Sozialrats vom 
23. Juli 1981, in der der Rat den General­
sekretär ersuchte, die Konsultationen 
über Verbraucherschutz fortzusetzen, 
um unter besonderer Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Entwicklungsländer 
ein Bündel allgemeiner Richtlinien für 
den Verbraucherschutz auszuarbeiten, 

— ferner unter Hinweis auf die Resolution 
38/147 der Generalversammlung vom 
19. Dezember 1983, 

— in Kenntnis der Resolution 1984/63 des 
Wirtschafts- und Sozialrats vom 26. Juli 
1984, 

1. beschließt die Verabschiedung der im 
Anhang zu. dieser Resolution enthalte­
nen Richtlinien für den Verbraucher­
schutz; 

2. ersucht den Generalsekretär, die Richtli­
nien den Regierungen und anderen In­
teressenten zukommen zu lassen; 

3. ersucht alle Organisationen der Verein­
ten Nationen, die Richtlinien und andere 
derartige Dokumente über spezifische, 
den Verbraucherschutz berührende Fra­
gen ausarbeiten, diese den entsprechen­
den Stellen in den einzelnen Staaten zu­
kommen zu lassen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

ANHANG 

Richtlinien 
für den Verbraucherschutz 

I . Ziele 

1. In Anbetracht der Interessen und Bedürf­
nisse der Verbraucher in allen Ländern, ins­
besondere in den Entwicklungsländern, an­
gesichts des Umstandes, daß sich Verbrau­
cher in wirtschaftlicher und bildungsmäßi­
ger Hinsicht oft in einer benachteiligten Po­
sition befinden und daß sie grundsätzlich 
aus einer schwächeren Position heraus ver­
handeln, sowie eingedenk dessen, daß Ver­
braucher das Recht auf Zugang zu unge­
fährlichen Produkten sowie darauf haben 
sollten, daß eine gerechte, ausgewogene und 
dauerhafte wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung gefördert wird, haben die nachste­
henden Richtlinien für den Verbraucher­
schutz folgende Ziele: 
a) die Länder dabei zu unterstützen, ihrer 

Bevölkerung als Verbraucher einen an­
gemessenen Schutz einzuräumen bzw. 
weiterzugewähren; 

b) zu Produktions- und Vertriebsstrukturen 
beizutragen, die den Bedürfnissen und 
Wünschen der Verbraucher entspre­
chen; 

c) darauf hinzuwirken, daß das verbrau­
cherbezogene Verhalten derjenigen, die 
Güter erzeugen bzw. Dienstleistungen 

erbringen, hohen sittlich-moralischen 
Ansprüchen gerecht wird; 

d) den Ländern dabei zu helfen, verbrau­
cherschädliche unlautere Geschäftsprak­
tiken aller Unternehmen auf nationaler 
und internationaler Ebene zu unterbin­
den; 

e) die Schaffung unabhängiger Verbrau­
chergruppen zu erleichtern; 

f) die internationale Zusammenarbeit im 
Bereich des Verbraucherschutzes zu för­
dern; 

g) zur Entwicklung von Marktbedingungen 
beizutragen, unter denen dem Verbrau­
cher eine größere Auswahl bei niedrige­
ren Preisen geboten wird. 

I I . Allgemeine Grundsätze 

2. Die Regierungen sollten eine entschlos­
sene Verbraucherschutzpolitik entwickeln, 
weiter ausbauen bzw. beibehalten und dabei 
die unten aufgeführten Richtlinien beach­
ten. Dabei muß jede Regierung entspre­
chend den wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen im Lande und den Bedürfnis­
sen der Bevölkerung sowie eingedenk der 
Kosten und des Nutzens der vorgeschlage­
nen Maßnahmen ihre eigenen Prioritäten 
für den Verbraucherschutz setzen. 
3. Mit diesen Richtlinien soll folgenden legi­
timen Erfordernissen Rechnung getragen 
werden: 
a) Schutz des Verbrauchers vor Gefahren 

für seine Gesundheit und Sicherheit; 
b) Förderung und Schutz der wirtschaftli­

chen Interessen des Verbrauchers; 
c) Zugang des Verbrauchers zu allen Infor­

mationen, die er benötigt, um je nach sei­
nen individuellen Wünschen und Bedürf­
nissen sachkundig seine Wahl treffen zu 
können; 

d) Verbraucheraufklärung; 
e) Möglichkeiten für eine wirksame Schad­

loshaltung des Verbrauchers; 
f) der Freiheit, Verbraucher- und andere 

einschlägige Gruppen bzw. Organisatio­
nen zu bilden sowie der Möglichkeit ei­
ner Mitsprache derartiger Organisatio­
nen bei sie berührenden Entscheidungs-
prozessen. 

4. Die Regierungen sollten die entspre­
chende Infrastruktur zur Aufstellung, 
Durchführung und Überwachung von Ver­
braucherschutzpolitiken schaffen bzw. bei­
behalten. Es sollte vor allem darauf geach­
tet werden, daß Verbraucherschutzmaßnah­
men allen Teilen der Bevölkerung, insbe­
sondere der ländlichen Bevölkerung, zugute 
kommen. 
5. Alle Unternehmen sollten die einschlägi­
gen Rechtsvorschriften der Länder befol­
gen, in denen sie geschäftlich tätig werden. 
Darüber hinaus sollten sie sich an die ent­
sprechenden Bestimmungen der von den 
zuständigen Behörden des jeweiligen Lan­
des angenommenen internationalen Ver­
braucherschutznormen halten. (Weitere, in 
diesen Richtlinien enthaltene Hinweise auf 
internationale Normen sind im Rahmen die­
ses Absatzes zu verstehen.) 
6. Bei der Entwicklung von Verbraucher­
schutzpolitiken sollte die potentiell positive 
Rolle der Universitäten sowie öffentlicher 
und privater Unternehmen auf dem Gebiet 
der Forschung berücksichtigt werden. 

I I I . Richtlinien 

7. Die folgenden Richtlinien sollten sowohl 
für inländische Güter und Dienstleistungen 
als auch für Einfuhren gelten. 
8. Bei der Anwendung der Verbraucher­
schutzverfahren bzw. -Vorschriften sollte 
darauf geachtet werden, daß daraus keine 
Hindernisse für den internationalen Handel 

entstehen und daß sie den internationalen 
Handelsverpflichtungen entsprechen. 

A. Physische Sicherheit 
9. Durch geeignete Maßnahmen bzw. die 
Förderung geeigneter Maßnahmen, so u. a. 
gesetzliche Regelungen, Sicherheitsvor­
schriften, nationale oder internationale Nor­
men, freiwillige Normen und fortlaufende 
Sicherheitskontrollen, sollten die Regierun­
gen sicherstellen, daß Produkte bei bestim­
mungsgemäßem oder unter normalen Um­
ständen vorauszusehendem Gebrauch un­
schädlich sind. 
10. Durch geeignete Politiken sollte sicher­
gestellt werden, daß die vom Hersteller er­
zeugten Güter bei bestimmungsgemäßem 
oder unter normalen Umständen vorauszu­
sehendem Gebrauch unschädlich sind. Alle 
diejenigen, deren Aufgabe es ist, Güter auf 
den Markt zu bringen, insbesondere Groß­
händler, Exporteure, Importeure, Einzel­
händler usw. (nachstehend als >Verteiler< 
bezeichnet), sollten, so lange sie diese Güter 
in Gewahrsam haben, dafür sorgen, daß 
diese nicht durch unsachgemäße Handha­
bung oder Lagerung zu schädlichen bzw. ge­
fährlichen Gütern werden. Die Verbraucher 
sollten im sachgemäßen Gebrauch von Gü­
tern unterrichtet und über die Risiken auf­
geklärt werden, die mit einem bestim­
mungsgemäßen oder unter normalen Um­
ständen vorauszusehenden Gebrauch ver­
bunden sind. Wo immer möglich sollten dem 
Verbraucher lebenswichtige Sicherheitsin­
formationen durch international verständli­
che Symbole übermittelt werden. 
11. Durch geeignete Politiken sollte sicher­
gestellt werden, daß Hersteller und Vertei­
ler unvorhergesehene Risiken, die erst nach 
dem Inverkehrbringen eines Produktes ent­
deckt werden, den zuständigen Behörden 
und gegebenenfalls der Öffentlichkeit un­
verzüglich zur Kenntnis bringen. Die Regie­
rungen sollten darüber hinaus prüfen, wie 
dafür gesorgt werden kann, daß der Ver­
braucher über derartige Risiken ordnungs­
gemäß informiert wird. 
12. Die Regierungen sollten gegebenenfalls 
Politiken verfolgen, nach denen Hersteller 
und/oder Verteiler gehalten sind, ein Pro­
dukt, das schwere Mängel aufweist bzw. 
selbst bei ordnungsgemäßem Gebrauch eine 
schwerwiegende Gefahr darstellt, zurückzu­
rufen, es zu ersetzen oder nachzubessern 
bzw. gegen ein anderes Produkt auszutau­
schen; kann dies nicht innerhalb einer zu­
mutbaren Frist geschehen, sollte der Ver­
braucher angemessen entschädigt werden. 

B. Förderung und Schutz der wirt­
schaftlichen Interessen der Verbraucher 

13. Ziel staatlicher Politik sollte es sein, dem 
Verbraucher eine optimale Nutzung seiner 
wirtschaftlichen Ressourcen zu ermögli­
chen. Weitere Ziele sollten annehmbare Pro­
duktions- und Leistungsnormen, angemes­
sene Distributionsmethoden, faire Ge­
schäftspraktiken, eine informative Ver­
marktung und ein wirksamer Schutz vor 
Praktiken sein, die die wirtschaftlichen In­
teressen des Verbrauchers beeinträchtigen 
und seine Entscheidungsfreiheit auf dem 
Markt einschränken könnten. 
14. Indem sie dafür sorgen, daß Hersteller, 
Verteiler und andere Inverkehrbringer von 
Gütern und Dienstleistungen sich an die be­
stehende Rechtsordnung und an verbindli­
che Normen halten, sollten die Regierungen 
sich verstärkt um die Verhinderung von den 
Wirtschaftsinteressen der Verbraucher ab­
träglichen Praktiken bemühen. Verbrau­
cherorganisationen sollten ermutigt wer­
den, untunliche Praktiken wie die Nah­
rungsmittelfälschung, falsche oder irrefüh­
rende Behauptungen in der Werbung und 
betrügerische Praktiken bei der Erbringung 
von Dienstleistungen zu überwachen. 
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15. Die Regierungen sollten je nach Sach­
lage Maßnahmen zur Bekämpfung von 
möglicherweise verbraucherschädlichen 
restriktiven oder sonstigen unlauteren Ge­
schäftspraktiken entwickeln, ausbauen bzw. 
beibehalten, darunter auch Methoden zur 
Durchsetzung derartiger Maßnahmen. In 
diesem Zusammenhang sollten sich die Re­
gierungen von ihren Verpflichtungen aus 
dem Multilateral vereinbarten ausgewoge­
nen Grundsatz- und Vorschriftenpaket zur 
Bekämpfung restriktiver Geschäftsprakti­
ken leiten lassen, das von der Generalver­
sammlung in Resolution 35/63 vom 5. De­
zember 1980 verabschiedet wurde. 
16. Die Regierungen sollten Politiken be­
schließen bzw. weiterverfolgen, die klar her­
ausstellen, daß der Produzent dafür zu sor­
gen hat, daß seine Produkte vertretbaren 
Haltbarkeits-, Nützlichkeits- und Zuverläs­
sigkeitsansprüchen genügen und daß sie für 
ihren Verwendungszweck geeignet sind, so­
wie daß es Aufgabe des Verkäufers ist, sich 
zu vergewissern, daß diesen Ansprüchen 
Genüge getan wird. Ähnliche Politiken soll­
ten für die Bereitstellung von Dienstleistun­
gen gelten. 
17. Die Regierungen sollten den lauteren 
und wirksamen Wettbewerb unterstützen, 
damit den Verbrauchern eine möglichst 
große Auswahl an Produkten und Dienstlei­
stungen zu möglichst niedrigen Preisen zur 
Verfügung steht. 
18. Die Regierungen sollten dafür Sorge tra­
gen, daß erforderlichenfalls Hersteller bzw. 
Einzelhändler einen zuverlässigen Kunden­
dienst anbieten sowie die Ersatzteilversor­
gung gewährleisten. 
19. Die Verbraucher sollten vor unlauteren 
Vertragspraktiken geschützt werden, bei­
spielsweise vor eine Seite begünstigenden 
Standardverträgen, dem Ausschluß grundle­
gender Rechte im Vertragstext und der Auf­
erlegung unzumutbarer Kreditbedingungen 
durch den Verkäufer. 
20. Die Werbemethoden bei Vermarktung 
und Verkauf sollten dem Grundsatz der fai­
ren Behandlung des Verbrauchers und den 
gesetzlichen Anforderungen entsprechen. 
Dies erfordert die Bereitstellung der Infor­
mationen, die der Verbraucher benötigt, um 
eine sachkundige und unabhängige Ent­
scheidung zu treffen, sowie Maßnahmen, 
durch die die Richtigkeit der zur Verfügung 
gestellten Informationen gewährleistet 
wird. 
21. Die Regierungen sollten alle Beteiligten 
ermutigen, mit dafür zu sorgen, daß es zu 
einem freien Fluß zutreffender Informatio­
nen über alle mit Konsumgütern verbunde­
nen Aspekte kommt. 
22. Um einen angemessenen Verbraucher­
schutz zu gewährleisten, sollten die Regie­
rungen in ihren jeweiligen Ländern die Pri­
vatwirtschaft dazu anhalten, in Zusammen­
arbeit mit Verbraucherorganisationen Kodi-
zes für die Vermarktung und andere Ge­
schäftspraktiken auszuarbeiten und anzu­
wenden. Die Privatwirtschaft, die Verbrau­
cherorganisationen und andere Interessen­
ten können darüber hinaus entsprechende 
freiwillige Absprachen treffen. Diese Kodi-
zes sollten der Öffentlichkeit ausreichend 
bekanntgemacht werden. 
23. Die Regierungen sollten die Rechtsvor­
schriften zum Eich- und Meßwesen regel­
mäßig überprüfen und sich vergewissern, 
daß ausreichende Vorkehrungen für die Be­
folgung dieser Rechtsvorschriften beste­
hen. 

C. Sicherheits- und Qualitätsnormen 
für Verbrauchsgüter und Dienstleistungen 

24. Die Regierungen sollten auf nationaler 
und internationaler Ebene erforderlichen­
falls freiwillige oder sonstige Sicherheits­
und Qualitätsnormen für Güter und Dienst­
leistungen aufstellen bzw. deren Aufstel­

lung und Ausführung fördern und sollten 
diese Normen der Öffentl ichkeit bekannt­
machen. Einzelstaatliche Sicherheits- und 
Qualitätsnormen und -Vorschriften für Pro­
dukte sollten von Zeit zu Zeit überprüft wer­
den, um sicherzustellen, daß sie nach Mög­
lichkeit den allgemein anerkannten interna­
tionalen Normen entsprechen. 
25. Werden aufgrund der am Ort gegebenen 
wirtschaftlichen Verhältnisse unter den all­
gemein anerkannten internationalen Nor­
men liegende Normen angewandt, so sollte 
mit allen Mitteln versucht werden, diese so 
bald wie möglich anzuheben. 
26. Die Regierungen sollten die Verfügbar-

' keit von Einrichtungen für die Erprobung 
und Bescheinigung der Sicherheit, Qualität 
und Leistung grundlegender Verbrauchsgü­
ter und Dienstleistungen fördern bzw. si­
cherstellen. 

D. Vertriebseinrichtungen für Grund­
bedarfsgüter und Dienstleistungen 

27. Die Regierungen sollten erforderlichen­
falls in Erwägung ziehen, 
a) Politiken zu beschließen bzw. weiterzu-

verfolgen, die einen gut funktionieren­
den Vertrieb von Gütern und Dienstlei­
stungen an den Verbraucher gewährlei­
sten; sollte dieser Vertrieb gefährdet 
sein, wie dies insbesondere in ländlichen 
Gebieten der Fall sein kann, sollten spe­
zifische Politiken zur Sicherung des Ver­
triebs von Grundbedarfsgütern und 
Dienstleistungen in Betracht gezogen 
werden. Derartige Politiken könnten 
sich auf die Unterstützung bei der Schaf­
fung von angemessenen Lager- und Ein­
zelhandelseinrichtungen in ländlichen 
Zentren, in Anreizen zur Schaffung von 
Verbraucher-Selbsthilfe-Einrichtungen 

und in einer besseren Kontrolle der Be­
dingungen erstrecken, unter denen 
Grundbedarfsgüter und Dienstleistun­
gen in ländlichen Gebieten bereitgestellt 
werden; 

b) die Schaffung von Konsumgenossen­
schaften und ähnlichen Handelsformen 
sowie die Verbreitung von Informatio­
nen hierüber insbesondere in ländlichen 
Gebieten zu unterstützen. 

E. Schadloshaltung des Verbrauchers 
28. Die Regierungen sollten gesetzliche und/ 
oder administrative Maßnahmen treffen 
bzw. beibehalten, die es Verbrauchern oder 
gegebenenfalls auch in Frage kommenden 
Organisationen ermöglichen, sich mit Hilfe 
formeller oder informeller Verfahren, die 
rasch, fair, unaufwendig und allgemein zu­
gänglich sind, schadlos zu halten. Hierbei 
sollte den Bedürfnissen von Verbrauchern 
mit niedrigem Einkommen besonders Rech­
nung getragen werden. 
29. Die Regierungen sollten alle Unterneh­
men dazu anhalten, Streitfälle mit Verbrau­
chern auf faire, rasche und informelle Weise 
beizulegen und freiwillige Mechanismen, 
darunter auch Beratungsdienste und infor­
melle Reklamationsverfahren einzuführen, 
durch die der Verbraucher Hilfe erhalten 
kann. 
30. Dem Verbraucher sollten Informationen 
über bestehende Möglichkeiten zur Schad­
loshaltung und andere Verfahren für die 
Streitbeilegung zur Verfügung gestellt wer­
den. 

F. Programme für Verbraucher­
erziehung und -aufklärung 

31. Die Regierungen sollten unter Berück­
sichtigung der kulturellen Traditionen der 
betreffenden Bevölkerung allgemeine Pro­
gramme für die Verbrauchererziehung und 
-aufklärung entwickeln bzw. deren Entwick­
lung unterstützen. Mi t derartigen Pro­
grammen sollten Menschen in die Lage ver­
setzt werden, als kritische Verbraucher zu 

handeln, die sachkundig zwischen Gütern 
und Dienstleistungen wählen können und 
die sich ihrer Rechte und Pflichten bewußt 
sind. Bei der Entwicklung derartiger Pro­
gramme sollten die Bedürfnisse benachtei­
ligter Verbraucher sowohl in ländlichen als 
auch in städtischen Gebieten besondere Be­
rücksichtigung finden, darunter auch der 
einkommensschwachen bzw. der fast oder 
völlig schriftunkundigen Verbraucher. 
32. Die Verbrauchererziehung sollte gegebe­
nenfalls fest in den Grundlehrplan des je­
weiligen Bildungssystems, und zwar vor­
zugsweise in bereits vorhandene Fächer 
eingebaut werden. 
33. Programme für die Verbrauchererzie­
hung und -aufklärung sollten beispielsweise 
folgende wichtige Aspekte des Verbraucher­
schutzes behandeln: 
a) Gesundheit, Ernährung, Verhinderung 

von durch Nahrungsmittel übertragenen 
Krankheiten und von Nahrungsmittel­
fälschung; 

b) mit Produkten verbundene Gefahren; 
c) Produktkennzeichnung; 
d) einschlägige Rechtsvorschriften, Mög­

lichkeiten der Schadloshaltung sowie 
Verbraucherschutzeinrichtungen und 
-Organisationen; 

e) Informationen über Maße und Gewichte, 
Preise, Qualität, Kreditbedingungen und 
die Verfügbarkeit von Grundbedarfsgü­
tern 

und 
f) gegebenenfalls Verschmutzung und Um­

welt. 
34. Die Regierungen sollten Verbraucheror­
ganisationen und andere interessierte 
Gruppen, darunter auch die Medien, dazu 
anhalten, Erziehungs- und Aufklärungs­
programme, insbesondere zugunsten von 
einkommensschwachen Verbrauchergrup­
pen in ländlichen und städtischen Gebieten, 
durchzuführen. 
35. Die Privatwirtschaft sollte gegebenen­
falls selbst sach- und praxisbezogene Ver-
brauchererziehungs- und -aufklärungspro-
gramme durchführen bzw. sich daran betei­
ligen. 
36. Angesichts der Notwendigkeit, auch 
ländliche bzw. des Lesens unkundige Ver­
braucher anzusprechen, sollten die Regie­
rungen gegebenenfalls Programme für die 
Verbraucheraufklärung in den Massenme­
dien entwickeln bzw. deren Entwicklung 
fördern. 
37. Die Regierungen sollten Ausbildungs­
programme für Fachleute aus dem Bereich 
der Bildung, der Massenmedien und der 
Verbraucherberatung organisieren bzw. för­
dern, damit diese sich an der Durchführung 
von Programmen für die Verbrauchererzie­
hung und -aufklärung beteiligen können. 

G. Spezifische Maßnahmen 
38. In ihren Bemühungen um die Förderung 
der Verbraucherinteressen, insbesondere in 
den Entwicklungsländern, sollten die Regie­
rungen, je nach Sachlage, den Dingen, die 
für die Gesundheit des Verbrauchers von 
ausschlaggebender Bedeutung sind, näm­
lich den Nahrungsmitteln, dem Wasser und 
den pharmazeutischen Produkten, Vorrang 
einräumen. Durch die Einführung bzw. Bei­
behaltung entsprechender Politiken sollten 
sie für eine angemessene Qualitätskontrolle 
bei Produkten, für ausreichende und verläß­
liche Vertriebseinrichtungen, für eine stan­
dardisierte internationale Kennzeichnung 
von Produkten und Produktinformation wie 
auch für die Durchführung von Erziehungs­
und Forschungsprogrammen in diesen Be­
reichen sorgen. Staatliche Richtlinien für 
spezifische Gebiete sollten im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Dokuments erstellt 
werden. 
39. Lebensmittel. Bei der Formulierung 
staatlicher Lebensmittelpolitiken und 
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-plane sollten die Regierungen berücksichti­
gen, daß allen Verbrauchern Lebensmittel­
sicherheit gewährleistet sein muß, und sie 
sollten von der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
entwickelte bzw. aus dem Kodex Alimenta-
rius der Weltgesundheitsorganisation über­
nommene Normen bzw. — wenn diese nicht 
verfügbar sind — andere allgemein aner­
kannte internationale Lebensmittelnormen 
unterstützen bzw. nach Möglichkeit einfüh­
ren. Die Regierungen sollten ihre Maßnah­
men zur Gewährleistung der Lebensmittel­
sicherheit beibehalten, weiter ausbauen 
oder verbessern, was u. a. auch für Sicher­
heitskriterien, Lebensmittelnormen und die 
Festlegung des Nährstoffbedarfs sowie für 
die Schaffung wirksamer Überwachungs-, 
Überprüfungs- und Evaluierungsverfahren 
gilt. 
40. Wasser. Die Regierungen sollten im Rah­
men der Gesamt- und Einzelziele der Inter­
nationalen Dekade für Trinkwasserversor­
gung und Abwasserhygiene ihre einzel­
staatlichen Politiken zur Verbesserung der 
Bereitstellung, der Verteilung und der Qua­
lität von Trinkwasser aufstellen, beibehal­
ten bzw. weiter ausbauen. Dabei gebührt be­
sondere Aufmerksamkeit der Anlegung ei­
nes angemessenen Versorgungs-, Qualitäts­
und Technologieniveaus, der Notwendigkeit 
von Erziehungsprogrammen und der Be­
deutung der Bürgerbeteiligung an derarti­
gen Programmen. 
41. Pharmazeutische Produkte. Die Regie­
rungen sollten angemessene Normen, Vor­
schriften und geeignete Überwachungssy­
steme entwickeln bzw. beibehalten, um mit 
Hilfe einer integrierten nationalen Arznei­
mittelpolitik die Qualität und den richtigen 
Gebrauch von pharmazeutischen Produkten 
zu gewährleisten und damit u. a. die Be­
schaffung, den Vertrieb, die Herstellung, die 
Lizenzvergabe, Zulassung und die Verfüg­
barkeit verläßlicher Informationen über 

pharmazeutische Produkte zu regeln. Dabei 
sollten die Regierungen die Arbeit und die 
Empfehlungen der Weltgesundheitsorgani­
sation zum Thema pharmazeutische Pro­
dukte in besonderem Maße berücksichtigen. 
Bei entsprechenden Produkten sollte die 
Verwendung des von dieser Organisation 
erstellten Zertifikationssystems über die 
Qualität pharmazeutischer Produkte, die im 
internationalen Handel erhältlich sind, und 
anderer internationaler Informationssy­
steme für pharmazeutische Produkte geför­
dert werden. Gegebenenfalls sollte durch 
entsprechende Maßnahmen und unter Her­
anziehung der von der Weltgesundheitsor­
ganisation geleisteten Arbeit die Verwen­
dung von internationalen Freinamen für 
Arzneimittel gefördert werden. 
42. Zusätzlich zu den oben erwähnten vor­
rangigen Schwerpunktgebieten sollten die 
Regierungen in anderen Bereichen — bei­
spielsweise im Bereich der Schädlingsbe­
kämpfungsmittel und chemischen Produkte 
— geeignete Maßnahmen ergreifen, um un­
ter Berücksichtigung der Gesundheit und 
Umwelt betreffenden Informationen, die die 
Hersteller aufgrund staatlicher Vorschrif­
ten unter Umständen zur Verfügung stellen 
und bei der Kenntlichmachung der Pro­
dukte angegeben müssen, wo angebracht, 
den Gebrauch, die Herstellung und die La­
gerung dieser Produkte zu regeln. 

IV. Internationale Zusammenarbeit 

43. Insbesondere im regionalen und subre­
gionalen Rahmen sollten die Regierungen 
a) gegebenenfalls ein Instrumentarium für 

den Austausch von Informationen über 
die einzelstaatlichen Politiken und Maß­
nahmen im Bereich Verbraucherschutz 
entwickeln, überprüfen, beibehalten bzw. 
ausbauen; 

b) bei der Anwendung von Verbraucher­

schutzpolitiken zusammenarbeiten bzw. 
eine derartige Zusammenarbeit fördern, 
um im Rahmen vorhandener Ressourcen 
bessere Ergebnisse zu erzielen. Beispiele 
für eine derartige Zusammenarbeit 
könnten die gemeinsame Schaffung oder 
die gemeinsame Benutzung von Einrich­
tungen zur Erprobung von Produkten, 
gemeinsame Erprobungsverfahren, der 
Austausch von Programmen für die Ver­
braucheraufklärung und -erziehung, ge­
meinsam durchgeführte Berufsausbil­
dungsprogramme und die gemeinsame 
Erarbeitung von Vorschriften sein; 

c) zusammenarbeiten, um die Bedingun­
gen, unter denen Grundbedarfsgüter den 
Verbrauchern angeboten werden, sowohl 
in preislicher als auch qualitätsmäßiger 
Hinsicht zu verbessern. Zu einer derarti­
gen Zusammenarbeit könnte die gemein­
same Beschaffung von Grundbedarfsgü­
tern, der Austausch von Informationen 
über verschiedene Beschaffungsmög­
lichkeiten und Abmachungen über regio­
nal gültige Produktspezifikationen gehö­
ren. 

44. Die Regierungen sollten Informationssy­
steme für Produkte schaffen bzw. ausbauen, 
die verboten, vom Markt zurückgezogen 
oder strengen Beschränkungen unterwor­
fen worden sind, damit andere Einfuhrlän­
der sich ausreichend gegen die Schädlich­
keit derartiger Produkte schützen können. 
45. Die Regierungen sollten dafür sorgen, 
daß die Produktqualität und die Produktin­
formationen von Land zu Land nicht so 
stark variieren, daß dem Verbraucher dar­
aus Nachteile entstehen. 
46. Die Regierungen sollten dafür sorgen, 
daß die Politiken und Maßnahmen für den 
Verbraucherschutz so angewandt werden, 
daß daraus keine Hindernisse für den inter­
nationalen Handel entstehen und daß sie 
den internationalen Handelsverpflichtun­
gen entsprechen. 

üteraturhinweis 
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Erforschung und Nutzung des Weltraums 
sind in den letzten Jahren zu einem Politi-
kum ersten Ranges geworden. Daher ist es 
dringend erforderlich, daß die Weltraumnut­
zung einer internationalen rechtlichen Ord­
nung unterstellt wird. Ohne eine solche Ord­
nung werden die vielfältigen machtpoliti­
schen, wirtschaftlichen und militärischen 
Interessengegensätze bei der Erforschung 
und Nutzung des Weltraums in zunehmen­
dem Maße zu unkontrollierten Konflikther­
den und Ursachen internationaler Spannun­
gen und Auseinandersetzungen. Die Verein­
ten Nationen haben dies zu einem relativ 
frühen Zeitpunkt erkannt und bereits we­
nige Monate nach dem Start des ersten 
künstlichen Erdsatelliten damit begonnen, 
die Erforschung und Nutzung des Welt­
raums für friedliche und militärische 
Zwecke durch den Abschluß völkerrechtli­
cher Verträge, die Verabschiedung von Re­
solutionen und die Erarbeitung von Prinzi­
pien rechtlich zu gestalten. Der im Jahre 
1959 gegründete Ausschuß der Vereinten 
Nationen für die friedliche Nutzung des 
Weltraums und sein juristischer Unteraus­

schuß haben dabei eine führende Rolle ge­
spielt. 
Das hier angezeigte Buch eines deutsch-nie­
derländischen Autorenteams über Welt­
raumrecht in den Vereinten Nationen gibt 
einen umfassenden und kenntnisreichen 
Einblick in die laufenden Verhandlungen 
innerhalb der Weltorganisation auf diesem 
Gebiet. Dabei kommt ihm zugute, daß alle 
drei Autoren seit vielen Jahren an diesen 
Verhandlungen teilgenommen haben und 
mit den Interessengegensätzen der Haupt­
akteure — die in den Arbeitspapieren und 
Dokumenten der Vereinten Nationen oft 
nur zwischen den Zeilen deutlich werden — 
bestens vertraut sind. Dieses Insider-Wis­
sen ist für den Leser des Buches von beson­
derem Nutzen. 
Das Buch beschränkt sich bewußt auf die 
derzeit laufenden Diskussionen und Ver­
handlungen im Rahmen der Vereinten Na­
tionen. Bisher erreichte Ergebnisse wie der 
Weltraumvertrag von 1967, das Weltraum­
haftungsabkommen von 1972 oder die Prin­
zipien von 1982 zur staatlichen Nutzung 
künstlicher Erdsatelliten für direkte Fern­
sehübertragungen wurden in dem Buch 
nicht behandelt. Hierzu wird auf die bereits 
in Fülle vorhandene Fachliteratur verwie­
sen. Andererseits haben sich die Autoren 
nicht auf die Darstellung der juristischen 
Fragestellungen und Regelungsmöglichkei­
ten beschränkt, sondern ihren Ausführun­
gen zu den einzelnen rechtlichen Pro­
blemen auch für den Juristen verständliche 
Erläuterungen des technischen Hintergrun­
des vorangestellt. Dadurch gewinnt das 
Buch erheblich an Brauchbarkeit und hebt 

sich von Veröffentlichungen in der juristi­
schen Fachliteratur zu rechtlichen Pro­
blemen neuerer wissenschaftlicher und 
technischer Entwicklungen wohltuend ab. 
Auf diese Weise werden in dem Buch fol­
gende Themen behandelt: (1) Fernerkun­
dung der Erde mit Hilfe von Satelliten, (2) 
Nutzung nuklearer Energiequellen im Welt­
raum, (3) Definition des Begriffes Weltraum, 
Abgrenzung zwischen Luft- und Weltraum 
sowie Charakter und Nutzung der geostatio-
nären Umlaufbahn, und (4) Verhinderung 
eines Rüstungswettlaufs im Weltraum. Für 
alle vier Themenbereiche werden der tech­
nische und politische Hintergrund der lau­
fenden Verhandlungen in den Vereinten 
Nationen ausführlich dargestellt und die 
Vorschläge und Entwürfe sowie die Ver­
handlungsschritte, die zum jetzigen Ver­
handlungsstand geführt haben, im Detail 
wiedergegeben und analysiert. Das Buch ist 
damit ein Musterbeispiel für die Darstel­
lung der Verhandlungsgeschichte künftiger 
internationaler Normen des Weltraum­
rechts, an dem bei der Interpretation dieser 
Normen in Zukunft nicht vorbeigegangen 
werden kann. 
Darüber hinaus ist das Buch eine wichtige 
Dokumentensammlung zum Weltraum-
recht. Denn es enthält im Anhang zu jedem 
Kapitel eine Vielzahl einschlägiger offiziel­
ler Dokumente der Vereinten Nationen, die 
bisher nicht ohne weiteres greifbar waren. 
Es wäre ratsam, diese Dokumente in einer 
kommenden Neuauflage des Buches auch 
im Inhaltsverzeichnis aufzuführen, damit 
auch der flüchtige Leser sie nicht über­
sieht. Stephan Freiherr von Welck • 
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